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Gedenken und Protest
Massenkundgebung zum Jahrestag des Militärputsches
Ein besonderer Akzent lag in diesem Jahr auf der Opferzahl. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc) - Mit einer Massenkundgebung haben Menschenrechtsgruppen, politische Parteien und Gewerkschaften am vorigen Freitag an den Militärputsch vor 41 Jahren gedacht. Zehntausende zogen mit Fahnen und Plakaten zur Plaza de Mayo. Neben der Erinnerung an die Opfer des Staatsterrors war der Tag auch stark vom Protest gegen die Regierung von Präsident Mauricio Macri geprägt. Dies spiegelte sich auch in der Deklaration wider, die die Repräsentanten verschiedener Menschenrechtsgruppen - unter ihnen Estela de Carlotto, die Vorsitzende der Großmütter der Plaza de Mayo (Abuelas) - vortrugen.
In der Erklärung wird der „enorme Rückschritt in Sachen Menschenrechte“ beklagt, den es seit Macris Amtsantritt im Land zu beklagen gebe: „Die planmäßig herbeigeführte Armut, die politische Verfolgung, die Repression, die Verhaftung politischer Aktivisten sowie der Verlust an politischer und wirtschaftlicher Souveränität des Landes“. Die Unterzeichner des Aufrufs versicherten, auch in Zukunft „die Knebelung des Rechts durch Teile der gegen das Volk gerichteten Macri-Regierung anzuklagen“.
Am Charakter des Militärputsches ließen sie keinen Zweifel: „Am 24. März 1976 fand ein genozidaler Staatsstreich statt, der den Staatsterrorismus einleitete. Der Horror wurde vom Staat geplant.“ Die aktuelle Wirtschaftspolitik wurde mit derjenigen der Militärdiktatur verglichen: Damals wie heute werde der Plan verfolgt, die Rechte der Arbeiter einzuschränken, das Land für Importe zu öffnen, die nationale Industrie zu zerstören, die Auslandsverschuldung anzukurbeln und sich an den Interessen der USA und dem Weltwährungsfonds auszurichten, heißt es in der Erklärung.
Ein besonderer Akzent lag in diesem Jahr auf der Höhe der Opferzahlen: „Niemand kann die Dimensionen der Verbrechen bestreiten: Es waren 30.000 Personen, die der Staat durch seine Gewalttätigkeit verschwinden ließ.“ Über das Thema war zuletzt Streit entbrannt, da Vertreter des Macri-Lagers wie der einstige Kulturminister der Hauptstadt, Darío Lopérfido, und Zollamtschef Juan José Gómez Centurión die von Menschenrechtsgruppen geschätzte Opferzahl in Frage stellten (wir berichteten).
Besonders scharfe Rhetorik war erneut von Hebe de Bonafini zu hören. Die Vorsitzende der Mütter der Plaza de Mayo (Madres), die nach jüngsten Dissonanzen mit Estela de Carlotto, nicht von der Haupttribüne sprach, rief zu einem unversöhnlichen Kurs gegenüber der Regierung Macri auf: „Seit Macri an die Macht kam, habe ich gesagt, er ist ein Diktator“, so Bonafini, die das Staatsoberhaupt einmal mehr einen „Hurensohn“ nannte.
De Carlotto und Bonafini waren zuletzt uneins darüber, wie mit der Initiative von Provinzgouverneurin María Eugenia Vidal umzugehen sei. Macris Parteifreundin hatte angekündigt, 2,4 Millionen Geburtsurkunden, die während der Militärdiktatur ausgestellt wurden, zu digitalisieren. Damit soll die Suche nach Verschwundenen vereinfacht werden. Während Carlotto ein Kooperationsabkommen mit der Gouverneurin unterschrieb, lehnt Bonafini eine Zusammenarbeit mit Macris Gefolgsfrau ab.
Wie bereits in den Vorjahren gab es auch diesmal verschiedene Abschnitte. Zunächst zogen neben den „Madres“ und „Abuelas“ Gruppierungen zur Plaza de Mayo, die zu den Sympathisanten der ehemaligen Kirchner-Regierung gerechnet werden können. Im weiteren Verlauf des Nachmittags kamen dann andere linksgerichtete Bewegungen und Parteien wie die Arbeiterpartei (PO) oder die Partei der sozialistischen Arbeiter auf den Platz, die dem Kirchner-Lager kritisch gegenüber stehen.
Argentinien
Historischer Besuch in Holland
Macri als erster argentinischer Präsident in den Niederlanden
Mauricio Macri und seine Gattin Juliana Awada mit König Willem-Alexander (l.) und Königin Máxima (r.). (Foto: casarosada)
Buenos Aires (AT/mc) - Dass die Visite historisch werden würde, stand schon im Vorhinein fest: Schließlich war Mauricio Macri der erste argentinische Präsident, der den Niederlanden einen Besuch abstattete. Ziel war es vor allem, für holländische Investitionen in Argentinien zu werben.
„Um das zu erreichen, müssen wir Vertrauen schaffen“, sagte er am Montag im Wirtschaftsforum von Amsterdam vor Unternehmensvertretern des Königreiches: „Angesichts einer Welt, die mehr Zweifel als Sicherheiten bietet und sich in vielen Aspekten revolutioniert, hat Argentinien verstanden, dass es eine bessere Zukunft mit einer intelligenten Eingliederung in der Welt hat“, meinte Macri.
Der Präsident plädierte für eine „strategische Partnerschaft“ beider Länder, da sich deren Volkswirtschaften gut ergänzten. „Wenn die holländischen Unternehmer sich zu denen gesellen, die bereits bei uns im Land investieren, wird die Entwicklung noch schneller sein“, so Macri vor Vorstandsvorsitzenden holländischer Großunternehmen wie Arcadis, ING, KLM, Philips, Shell, Unilever und Salentin.
Auch gegenüber dem holländischen Ministerpräsidenten Mark Rutte betonte Macri den Wunsch, Investoren aus den Niederlanden ins Land zu holen: „Wir werden sie mit offenen Armen empfangen.“
Die argentinische Regierung zog ein positives Fazit: „Alle Unternehmen zeigten Interesse zu investieren - auch wenn einige unter der Vorgängerregierung Argentinien verlassen haben“, zitiert die Zeitung „La Nación“ einen Regierungssprecher. In den Bereichen Infrastruktur, Energie, Hochwasserschutz, Tourismus und Hafen habe es deutliche Signale für holländisches Engagement gegeben.
Am Abend des ersten Besuchstags gab es ein Galadiner im Königspalast von König Willem-Alexander und dessen argentinischer Gattin, Königin Máxima. Der Throninhaber ging in seiner Ansprache auf die argentinische Militärdiktatur ein: „Die Aufarbeitung der Vergangenheit ist Voraussetzung, um nach vorne zu schauen. Alle, die daran mitwirken, verdienen den größten Respekt“, so Willem-Alexander. Der Monarch hatte insoweit auch persönlich mit dem Thema zu tun, da sein Schwiegervater Jorge Zorreguieta von 1976 bis 1981 Staatssekretär für Landwirtschaft war.
Um Geschichte ging es auch bei Macris Besuch im Anne-Frank-Haus von Amsterdam. Der Präsident zeigte sich bewegt vom Schicksal des jüdischen Mädchens, das die Zeit ihres Verstecks während der deutschen Besetzung in einem Tagebuch festhielt, bevor sie in die Vernichtungslager deportiert wurde. Das Buch sei gleichwohl eine „Botschaft der Hoffnung in dunkler Zeit“, so Macri bei seinem Eintrag ins Gästebuch.
Am Rande von Macris Besuchs kam es zu Protesten. Demonstranten forderten die Freilassung der indigenen Aktivistin Milagro Sala und erinnerten an Macris Verwicklung in die Affäre um die „Panama Papers“.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Große Armut im Land
Die Armut im Land ist groß. Zu diesem Ergebnis kommt das staatliche Statistikamt Indec, das seine Zahlen für die zweite Hälfte 2016 vorstellte. Demnach sind 30,3 Prozent der Bevölkerung von Armut betroffen. In absoluten Zahlen ausgedrückt: 12,5 Millionen Menschen. 2,5 Millionen (6,1 Prozent) leben sogar in absoluter Armut. Das heißt, ihr Einkommen reicht nicht aus, um die Grundversorgung zu sichern. Damit fällt das Ergebnis etwas niedriger als das der Katholischen Universität, die Anfang dieses Monats eine Studie zum gleichen Thema vorgelegt hatte. Diese ging von einem Armutsanteil von 32,9 Prozent aus. Vergleiche zu Daten der Vorjahre nahm das Statistikamt nicht vor, da die während der Kirchner-Jahre veröffentlichten Statistiken für ungültig erklärt wurden. Indec konzentrierte sich bei seiner aktuellen Erhebung auf die 31 größten Ballungsräume. Ländliche Gebiete, wo die Armut noch größer sein dürfte, wurden nicht berücksichtigt. Mehr als ein Drittel aller Armen leben im Großraum Buenos Aires: 4,1 Millionen. Fast 890.000 von diesen befinden sich in absoluter Armut. Prozentual gesehen besonders hoch ist die Armut in den Städten Santiago del Estero (44 %), Concordia (43,6 %), San Juan (43,5 %) und Córdoba (40,5 %).
Richter nur bis 75
Richter sollen mit 75 Jahren in den Ruhestand gehen. Diejenigen, die trotzdem weitermachen wollen, brauchen die Zustimmung des Senats. Dies beschloss der Oberste Gerichtshof am Dienstag in einer Mehrheitsentscheidung. Konkret ging es um den Fall des 80-jährigen Kammerrichters Leopoldo Schiffrin aus La Plata, der sich nun an das Oberhaus des Kongresses wenden muss, um im Amt bleiben zu können. Wie Schiffrin dürften mehr als 70 Richter von der Entscheidung betroffen sein. Der Oberste Gerichtshof kehrte mit seiner Entscheidung zur Verfassungsreform von 1994 zurück, in der 75 als Höchstalter für Richter festgelegt war. 1999 hatte das höchste Gericht die Reform dahingehend aufgeweicht, dass Richter, die vor der Reform schon im Amt waren, davon nicht betroffen waren. Das soll jetzt grundsätzlich nicht mehr gelten. Ausnahmen gibt es allerdings auch heute: So muss Elena Highton, die im kommenden Dezember 75 Jahre alt wird, nicht um ihren Posten als Richterin am Obersten Gerichtshof fürchten. Sie kann auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts verweisen, das besagt, dass sie ihr Amt auch mit über 75 ausüben darf.
Wilson-Geld für Kinderzentren
Beschlagnahmtes Geld für einen guten Zweck: Die 790.550 Dollar, die vor knapp zehn Jahren am Flughafen Aeroparque im Gepäck des venezolanischen Geschäftsmanns Alejandro Antonini Wilson sichergestellt wurden, sollen zum Bau von zwei Zentren für Kleinkinder in der Provinz Tucumán verwendet werden. Dies legte die Nationalregierung nach einem Vorschlag von Sozialministerin Carolina Stanley fest. Vorausgegangen war die Entscheidung des zuständigen Gerichts für Wirtschaftsdelikte, das Geld endgültig zu konfiszieren. Anschließend wandte sich Richter Pablo Yadarola an Macris Kabinettschef Marcos Peña mit der Bitte, die Regierung möge das Geld im Sinne des Gemeinwohls einsetzen. Die Wahl fiel auf die Vorortbezirke Gran Tucumán und Tafí Viejo der Provinzhauptstadt San Miguel de Tucumán, wo Betreuungszentren für mehr als 200 Kinder im Alter von bis zu vier Jahren entstehen sollen. Das beschlagnahmte Geld war nach Antonini Wilsons Aussage zur Finanzierung von Cristina Kirchners Wahlkampf vorgesehen, die sich 2007 erstmals um das Amt der Präsidentin bewarb. Der Geschäftsmann konnte sich später in die USA absetzen.
Wieder Streik
Weiter festgefahren sind die Verhandlungen zwischen Regierung und Lehrervertretern in der Provinz Buenos Aires. Die Gewerkschaften lehnten am Dienstag einen Vorschlag von Gouverneurin María Eugenia Vidal ab. Diese stellte höhere Gehaltsverbesserungen in Aussicht, wenn die Zahl der Lehrerfehlstunden signifikant gesenkt würde. Das Einstiegsgehalt der Pädagogen sollte demnach von 9800 auf 12.000, das Durchschnittsgehalt von 17.000 auf 23.000 Pesos angehoben werden. Im Gegenzug müsste aber der Fehlstundenanteil an der Gesamtstundenzahl von 17 auf fünf Prozent gesenkt werden. Die Gewerkschaften lehnten den Vorschlag ab. Ihnen ist wichtig, dass die Fehlstunden nicht Thema bei den Tarifverhandlungen sind. Dies hatten sie 2004 erkämpft. Wegen der nicht erzielten Einigung streikten sie Mittwoch und gestern erneut.
Neuer Tunnel
Im Buenos Aires-Stadtteil Agronomía gibt es ab sofort eine neue Unterführung für den Straßenverkehr. Der 300 Meter lange Tunnel führt die Straße „Beiró“ unter den Schienen der „Urquiza“-Bahnlinie hindurch. Er hat eine Höhe von 5,10 Meter und zwei Fahrbahnen in jede Richtung. Auf Wunsch der Anwohner trägt der Tunnel den Namen „Gustavo Cerati“. Der vor zweieinhalb Jahren verstorbene Rockmusiker wohnte in der Nähe des neuen Bauwerks. (AT/mc)
Meinung
Unnötige Zahlenspiele
Am 24. März 1976 setzten die Streitkräfte die amtierende Präsidentin María Estela Martinez de Perón, genannt Isabelita, ab. Es herrschten damals chaotische Zustände, mit Terroristen auf der einen Seite und einer von Juan Domingo Perón, als er Präsident war, geschaffenen illegalen Stoßtruppe, genannt Triple A, die dann von Peróns Vertrauensmann José López Rega geleitet wurde und auf Terroristenjagd ging. Dabei wurden auch unschuldige Menschen ermordet. Es war ein unhaltbarer Zustand, der von einer chaotischen Wirtschaftslage begleitet wurde. Die militärische Übernahme hat damals niemand überrascht.
Unter den demokratischen Regierungen von Alfonsín, Menem, De la Rúa und Duhalde war das Putschdatum kein offizieller Gedenktag. Erst unter Néstor Kirchner, der 2003 antrat, wurde der 24. März zum Feiertag erklärt, und zwar als „Tag der Erinnerung“ (Día de la memoria). Dabei sollte an die „Verschwundenen“ erinnert werden, also diejenigen, die unter der Militärdiktatur entführt und ermordet worden waren.
Wie viele Verschwundene waren es? Menschenrechtsorganisationen, wie die „Mütter der Plaza de Mayo“ halten an einer Zahl von 30.000 fest, ohne sie irgendwie statistisch zu untermauern. Präsident Raúl Alfonsín ernannte eine Sonderkommission (CONADEP) unter Leitung des bekannten Schriftstellers Ernesto Sábato, die mit der Untersuchung des Falles betraut wurde. Sie gelangte auf fast 9000 namentlich bekannte „Verschwundene“, wobei dann viele lebendig auftauchten, so dass an die 8500 verblieben. Dennoch hält sich die Zahl 30.000 wie ein Dogma.
Unter Präsident Carlos Menem wurde gesetzlich verfügt, dass die Angehörigen der „Verschwundenen“ eine Entschädigung von umgerechnet 224.000 Dollar für jeden Fall erhalten würden. Hier wurde das Erbrecht angewendet. Die Abwicklung erfolgte vom 1. Januar 1995 bis zum 31. Dezember 1999, und dabei wurde die Entschädigung in 7400 Einzelfällen ausgezahlt, von denen sich 900 auf Fälle bezogen, die vor der Militärregierung stattgefunden hatten. Denn das Gesetz bezog sich auf Ermordungen durch die Regierung und Regierungsorganisationen ab Juni 1955, als der Aufstand gegen Perón begann und die Plaza de Mayo bombardiert wurde. Somit verbleiben für die letzte Militärregierung 6500. Man kann eventuell noch tausend hinzufügen, die aus irgend einem Grund nicht kassiert haben. Aber anzunehmen, dass die Angehörigen 23.500 Opfern auf eine so großzügige Entschädigung verzichtet haben, ist absurd.
Die frühere Sozialministerin Graciela Fernández Meijide, die selber einen Sohn verloren hat, den die Militärs verschleppt hatten, wies vor kurzem darauf hin, dass es bestenfalls 10.000 sein können. Sie hält es für irreal, dass weitere 20.000 keine Familien, Freunde, Arbeits- oder Studienkollegen hatten, die das Verschwinden gemeldet hätten.
Auf der anderen Seite gab es auch Opfer der Terroristenorganisationen Montoneros und ERP (Ejército Revolucionario del Pueblo), die jedoch nicht entschädigt wurden. Beim Angriff vom Oktober 1975 auf eine Militärgarnison in Formosa kamen etwa ein Dutzend Angreifer und ebenso viele Soldaten um. Die Familien der Angreifer erhielten Geld, die der Soldaten nicht. Der inzwischen verstorbene Admiral Oscar Calandra hat in einer eingehenden Studie ermittelt, dass die Terroristen 1500 Menschen umgebracht, 1700 Unternehmer entführt und 21.000 Attentate verübt haben, bei denen viele Menschen verletzt und verstümmelt wurden. Diese Zahlen werden jedoch allgemein verschwiegen.
Es ist an der Zeit, eine Gesamtbilanz des schmutzigen Krieges zu machen, der 1969, lange vor dem 24. März 1976 begann und 1983 aufhörte.
Meinung
Im Blickfeld: Keine Wende an der Saar
Von Stefan Kuhn
Das Saarland hat gewählt. Die Demoskopen lagen dieses Mal nicht so weit daneben. Die vier Prozent für die Grünen, die sechs für die rechtspopulistische AfD und die 13 Prozent der Linken haben sie fast punktgenau getroffen. Abweichungen innerhalb der statistischen Fehlermarge gab es bei SPD und FDP. Die Sozialdemokraten kamen auf 29,6 Prozent, das sind 2,4 bzw. 3,4 Prozentpunkte weniger als in den letzten Umfragen, und die Liberalen verpassten mit 3,3 Prozent den Einzug in den Landtag deutlich. Die Meinungsforscher hatten sie bei vier bis fünf Prozent gesehen. Etwas daneben lagen sie bei der CDU, sie schnitt mit 40,7 Prozent fast sechs bzw. vier Prozentpunkte besser ab als in den letzten Erhebungen vor der Wahl. Wirklich überraschend am Wahlergebnis ist die Distanz von zehn Prozentpunkten zwischen Union und SPD. In den März-Umfragen lag sie zwischen einem und fünf Prozentpunkten.
Die Christdemokraten verdanken ihren Wahlsieg vor allem zwei Faktoren: Sie haben mit Ministerpräsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer die weitaus beliebteste Politikerin des Bundeslandes in ihren Reihen, und sie profitierten am meisten von der höheren Wahlbeteiligung. Sie lag fast 10 Prozentpunkte über der von 2012. Die Hälfte der bisherigen Nichtwähler haben am vergangenen Sonntag für die CDU gestimmt. Das entspricht fast 60 Prozent der Stimmenzugewinne für die Union. Bei bisherigen Landtagswahlen hatte vor allem die AfD den Löwenanteil der vorherigen Nichtwähler auf sich vereinen können.
Dass die CDU in den letzten Tagen vor der Wahl einen so starken Mobilisierungsschub entfachen konnte, lag sicher auch daran, dass viele Wählerinnen und Wähler eine rot-rote Regierung verhindern wollten. Nicht aus Angst vor der Linken, denn die ist mit ihrem Spitzenkandidaten Oskar Lafontaine im Saarland beliebter als in allen anderen westlichen Bundesländern. Aber im kleinsten deutschen Flächenstaat ist man zufrieden mit der großen Koalition. Um sie zu erhalten, musste man CDU wählen. Die SPD hatte mit der Linkspartei eine Alternative zur Union und hätte die Chance wohl wahrgenommen, wenn es eine Mehrheit für diese Konstellation gegeben hätte. Für die Union war eine Koalition mit den Sozialdemokraten die einzige Regierungsoption.
In der Berliner CDU-Zentrale war man selbstverständlich begeistert über den Wahlerfolg Kramp-Karrenbauers im Saarland. Viele wähnen schon ein Ende des „Schulz-Effekts“, der die SPD seit der Designierung von Martin Schulz zum Kanzlerkandidaten und Parteivorsitzenden erfasst hat. Viele politische Kommentatoren sehen das ebenfalls so. Der Schulz-Effekt ist im Saarland nicht ausgeblieben, er ist weniger stark ausgefallen, als es sich die SPD erhofft hatte. Mitte Januar lag die Partei in den Umfragen noch bei 24 Prozent. Dass es am Sonntag fast 30 Prozent waren, haben die Sozialdemokraten durchaus ihrem Kanzlerkandidaten zu verdanken. Es gibt keine Anzeichen, dass der Schulz-Boom nachlässt. Er wird nachlassen, aber, sofern es keine Skandale gibt, vermutlich erst in den letzten Wochen vor der Bundestagswahl. Seit der Saarland-Wahl gab es drei Umfragen. In allen liegen CDU/CSU und SPD noch Kopf an Kopf.
Bei der Union sollte man zufrieden oder erleichtert über das gute Wahlergebnis von Annegret Kramp-Karrenbauer sein. Euphorie ist nicht angebracht. Kramp-Karrenbauer wird wegen ihres unspektakulären, sachorientierten Regierungsstils zwar häufig mit Bundeskanzlerin Angela Merkel verglichen, aber das kann man nicht auf Deutschland übertragen. Die saarländische Ministerpräsidentin hat in ihrem Bundesland wesentlich höhere Zustimmungswerte als Merkel deutschlandweit. Im Saarland gab es keine Wechselstimmung. In der Republik kann man derzeit eine gewisse Merkel-Müdigkeit ausmachen.
Zudem kann sich der „Saarland-Effekt“ auch wiederholen. Im Mai wird in Schleswig-Holstein und in Nordrhein-Westfalen gewählt. In beiden Bundesländern stellt die SPD den Regierungschef. Die nordrhein-westfälische Ministerpräsidentin Hannelore Kraft hat ebenfalls hohe Zustimmungswerte. Das, verbunden mit dem Schulz-Boom, könnte für die Union zum Desaster werden.
Sorgen machen müssen sich die kleinen Parteien. Linke, Grüne und Liberale bewegen sich in den bundesweiten Umfragen gefährlich nahe der Fünfprozenthürde, die über den Einzug in den Bundestag entscheidet. Vor allem Linke und Grüne sind dabei die Leidtragenden des Schulz-Booms. Erfreulich ist, dass auch die AfD kurz vor der Entzauberung ist. Mit sieben Prozent hat sie den niedrigsten Wert seit eineinhalb Jahren. Vor einem halben Jahr lag sie noch bei 16 Prozent. Die 6,2 Prozent, die die Rechtspopulisten bei der Saarland-Wahl eingefahren haben, sind zwar das schlechteste Ergebnis der Partei seit den letzten Bundestagswahlen, aber dennoch beunruhigend. Die Saar-AfD sollte auf Antrag des Bundesvorstands wegen rechtsextremistischer Tendenzen aufgelöst werden. Im Oktober 2016 lehnte das Bundesschiedsgericht der Partei diesen Antrag ab. Personell und ideologisch dürfte sich bei der Saar-AfD seither nichts geändert haben.
Das Erfreuliche an der Wahl ist nicht nur die hohe Wahlbeteiligung von rund 70 Prozent, sondern vor allem, dass sich von den 56.000 bisherigen Nichtwählern nur um die 15 Prozent für rechtsextreme bzw. rechtspopulistische Parteien entschieden haben. Bei den Landtagswahlen 2016 hatte die AfD die Mobilisierungshoheit. Bei der Wahl in Berlin stimmten fast zwei Drittel der bisherigen Nichtwähler für die AfD, in Sachsen-Anhalt waren es 58 Prozent, in Baden-Württemberg knapp über 50 Prozent und in Rheinland-Pfalz immerhin noch ein Drittel. Im Saarland könnte eine Trendwende gelungen sein. Die etablierten Parteien konnten auch ohne Hetze und Hass bisherige Nichtwähler an die Urnen bringen.
Meinung
Randglossen
Die Menge der beschlagnahmten Drogen, Marihuana und Kokain, lag 2016 um 700 Prozent über 2015 und nimmt dieses Jahr weiter zu. Mehrere Banden von Rauschgifthändlern wurden gefasst, und in der Provinz Corrientes, wurde ein großes Handelsnetz aufgedeckt, an dem ein Bürgermeister beteiligt war. Der Fortschritt auf diesem Gebiet, der Sicherheitsministerin Patricia Bullrich ein besonders gutes Zeugnis ausstellt, hat eine große Bedeutung für die Erhaltung der Gesellschaft. Denn Drogensüchtige zerstören sich selbst, können nicht mehr in den Arbeitsprozess integriert werden und neigen zur Kriminalität. Der Erfolg ist besonders darauf zurückzuführen, dass der staatliche Spionagedienst AFI, früher SIDE, sich um Abhörung der Telefongespräche von Drogenhändlern bemüht, statt von Politikern und Journalisten, wie es unter den Kirchners der Fall war.
Da hat ein überzeugter Europäer mal eine gute Idee, und dann nimmt ihm die EU-Bürokratie den Wind aus den Segeln. Der EP-Abgeordnete Manfred Weber (CSU) wollte zum 60. Geburtstag der EU allen 18-Jährigen ein Interrail-Ticket schenken. Mit dem könnte man befristet auf allen Zugstrecken in Europa gratis reisen. Der Vorteil liegt auf der Hand. Die Jugendlichen lernen andere EU-Länder kennen und schätzen. Was macht die EU daraus? Sie will ein Mini-Programm für 5000-7000 Schüler, die zu den Gewinnern eines Wettbewerbs für soziale Projekte gehören. Sie erhalten einen Reisekostenzuschuss und müssen bei der Reise CO2-Richtwerte einhalten. Das ist exakt die EU, wie sie vielfach wahrgenommen wird: ein Bürokratiemonster. Vermutlich wird die Organisation des Wettbewerbs mehr Geld verschlingen als das Budget für die Reisekostenzuschüsse.
Das EU-Programm steht Webers Vorschlag in nichts nach. Beides ist unnötig. Junge Europäer muss man nicht von der EU überzeugen. Hätten nur die 18- bis 30-Jährigen abgestimmt, wäre es sicher nicht zum Brexit gekommen. Die alten Deppen haben den Ausschlag gegeben. Weber hätte wohl besser ein Seniorenticket vorgeschlagen. Die ganze Aktion könte auch kontraproduktiv sein. In den 1980er-Jahren, als das Interrailticket bescheidene 400 D-Mark kostete, war das Reisen häufig eine Tortur. Die Züge überfüllt, man schlief im Gepäcknetz oder auf dem Gang, die Italiener streikten, und der spanische Schaffner bestand hartnäckig auf einem selbst erfundenen “Zuschlag“. Die Europabegeisterung hielt sich in Grenzen, aber es war dennoch schön. Unschön könnte es werden, wenn Hunderttausende 18-Jährige zur gleichen Zeit in Europas Bahnen reisen.
Wirtschaft
Gestiegenes Staatsdefizit
Die Finanzen des Nationalstaates wiesen im Februar 2017 ein primäres Defizit (ohne Zinsen) von $ 28,75 Mrd. aus, 60,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, und ein finanzielles von $ 30 Mrd., 48,1% über dem Vorjahr. Das Defizit ist in Wirklichkeit um $ 8,31 Mrd. höher, die auf die Abhebung des ZB-Gewinnes (der ein reiner Buchgewinn ist) und des Gewinnes des ANSeS-Sonderfonds (der für die Rentner und nicht für das Schatzamt bestimmt ist) entfallen.
Die gesamten laufenden Einnahmen erreichten im Februar $ 136,49 Mrd., 35,8% mehr als im Vorjahr. Davon entfallen $ 122,18 Mrd. auf Steuereinnahmen, 27,5% mehr als im Vorjahr.
Die laufenden primären Ausgaben (ohne Zinsen) lagen mit $ 163,23 Mrd. um 39,1% über dem Vorjahr, wobei jedoch die Sozialausgaben (vornehmlich Pensionen und Hinterbliebenenrenten) mit $ 86,43 Mrd. um 47,1% über dem Vorjahr lagen. Diese starke Zunahme ist vornehmlich auf die Zahlungen der Schulden an Rentner entstanden, die per Gesetz verfügt wurden.
Die Kapitalausgaben lagen mit $ 15,95 Mrd. um 64% über dem Vorjahr. Die Ausgaben für den Bau von Sozialwohnungen lagen mit $ 3,42 Mrd. um 289,5 Mrd. über dem Vorjahr, und die Ausgaben für Leitungen von fließendem Wasser u. dgl. lagen mit $ 4,35 Mrd. um 281% über dem Vorjahr. Für Erziehung wurden $ 0,8 Mrd. investiert (+95,3%), für Transport $ 4,27 Mrd. (+41,4%) und für Energie $ 1,16 Mrd. (-41,8%). Die Regierung hat den sozialen Investitionen Vorrang gegeben, wobei die Energieinvestitionen dank Tariferhöhungen auf die Privatunternehmen verlagert werden konnten.
Die Zinslast lag im Februar mit $ 3,25 Mrd um 16,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Hier wurden die Zinsen ausgeschlossen, die innerhalb des öffentlichen Bereiches gezahlt wurden, also vom Schatzamt an den ANSeS-Sonderfonds, die Banco Nación u.a. Inhaber von Staatspapieren. Diese Zinsen betrugen im Februar 2017 $ 1,86 Mrd., gegen 3,92 Mrd. im Februar 2016.
Trotz dieser Zunahme des Defizits hält Schatzsekretär Nicolás Dujovne an den bestehenden Budgetzielen fest. Wie die Rechnung mit den vorgesehenen hohen Staatsinvestitionen aufgehen soll, wurde nicht erklärt. Angeblich soll dies durch die Verringerung der Subventionen für öffentliche Dienste ausgeglichen werden.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,75%, gegen $ 15,95 eine Woche zuvor. Die Devisenreserven der ZB lagen bei u$s 51,19, gegen u$s 51,91 Mrd. eine Woche vorher. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.1.18 bei $ 17,82, was einen Jahreszinssatz von 18,27% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 2,73% und liegt somit um 19,42% vor Ende Dezember 2016.
***
Die Staatsbonds weisen in einer Woche zum Mittwoch unterschiedliche Entwicklungen auf. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: -0,14%; Argentina 2021: +0,19%; Argentina 2026: +0,26%; Argentina 2046: -0,10%; Bonar 2014: -0,04%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat unverändert zu $ 350 je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat ebenfalls ohne Änderung zu $ 500.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 27.317 um 28,73%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 32,83% zu.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 27.3.17 um 32,5% auf $ 1,68 Bio., und die gesamten Pesokredite um 19,40% auf $ 1,01 Bio. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 140,72% auf u$s 35 Mrd., und die Dollarkredite um 154,47% auf u$s 10,34 Mrd.
***
Der Senat hat das Gesetz zur Förderung von neuen Unternehmen einstimmig verabschiedet. Das Gesetz erleichtert die Amtswege zur Bildung eines Unternehmens über die Schaffung einer „vereinfachten Aktiengesellschaft“. Diese Unternehmen können über Internet in 24 Stunden gebildet werden, wobei sie gleichzeitig ein Bankkonto und eine CUIT-Steuernummer erhalten. Diese Firmen erhalten in der ersten Etappe Steuervergünstigungen und zinslose Bankkredite.
***
Die auswärtige Schuld, öffentlich und privat, stieg 2016 um u$s 22,05 Mrd. auf u$s 192,64 Mrd., teilt das INDEC mit. Die Zunahme beruht auf der Aufnahme von Schulden des Staates in Höhe von u$s 25,82 Mrd., was auch die Zahlung an die Holdouts einschließt, bei der vorher bestehende Staatsschulden als solche anerkannt wurden. Von der gesamten Auslandsschuld entfallen 66% auf den öffentlichen nicht finanziellen Bereich, und der Rest auf den privaten.
***
Die ZB hat den Verkauf der lokalen Filiale der US-Bank Citi an die spanische Santander Rio genehmigt, teilt die Börse von Buenos Aires mit. Somit werden jetzt die 70 Agenturen der Bank Citi als Santander Rio weiter tätig sein.
***
Die Gewerkschaft der Handelsangestellten hat mit den Unternehmerverbänden der Branche (die Argentinische Handels- und Dienstleistungskammer und CAME, die den kleinen Einzelhandel vertritt) vereinbart, dass die Gehaltserhöhung für dieses Jahr 20% beträgt, die in zwei Etappen ausgezahlt werden (10% ab April und weitere 10% ab Juni), aber mit einer Inflationsklausel, die eine zusätzliche Zulage für Oktober 2017 und Januar 2018 vorsieht, die der Zunahme des Indices der Konsumentenpreise über 20% entspricht. Die erste Zulage von 10% soll nur von April bis Juni von Soziallasten befreit sein (“was als “no remunerativo” bezeichnet wird). Im Prinzip soll den Handelsangestellten somit der bestehende Reallohn gesichert werden, aber der Verlust des Vorjahres nicht aufgeholt werden. Dieses Arbeitsabkommen bezieht sich auf 1,2 Mio. Angestellte, und hat somit grosse Bedeutung, wobei die Regierung eine direkte Wirkung auf andere Abkommen erwartet.
***
Die Regierung hat Ende der Vorwoche Staatsbonds für 400 Mio. Schweizerfranken zu 3,375% jährlich untergebracht, die im Oktober 2020 verfallen. Es ist das erste Mal nach 19 Jahren, dass sich der argentinische Staat in dieser Währung verschuldet.
***
Die Stadt Buenos Aires hat in der Vorwoche einen Bonds für $ 8,37 Mrd. auf 7 Jahre zum Badlar-Satz plus 3,25 Prozentpunkte ausgegeben, was insgesamt um die 21,5% ausmacht, also etwa der offiziell vorgesehenen Inflation entspricht, eventuell jedoch unter dieser liegt. Die Offerten erreichten $ 20,6 Mrd. Die Mittel werden zum Teil für die Amortisation bestehender Schuldtitel und zum anderen Teil für verschiedene Infrastrukturprojekte eingesetzt.
***
Der Verband der US-Produzenten von Biodieselöl hat beim US-Handelsdepartement eine Dumpingklage gegen die argentinischen Lieferungen eingereicht, in der er behauptet, das Biodieselöl werde zu einem Preis geliefert, der unter den Produktionkosten liege. Die lokale Kammer (Carbio) wies sofort darauf hin, dass die Welthandelsorganisation schon eine ähnliche Dumpingklage der EU-Produzenten zurückgewiesen habe, und dass die US-Produzenten sehr ineffiziente Fabriken hätten. Biodieselöl ist das wichtigste argentinische Exportprodukt nach den Vereinigten Staaten, mit u$s 1,24 Mrd. im Jahr 2016.
***
Argentinien importiert gegenwärtig verflüssigtes Gas, das per Schiff geliefert wird, zu ca. u$s 5,75 je Million BTU. 2014 lag der Preis bei u$s 15,5. Somit sollen 2016 und 2017 bis zu u$s 2,2 Mrd. für dieses Gas ausgegeben werden, gegenüber u$s 6 Mrd. in den Jahren 2014 und 2015. Fachleute vermuten, dass es sich hier nicht nur um den Preisrückgang handelt, der in diesen Jahren eingetreten ist, sondern auch, dass es Überpreise gab, weil der 2014 und 2015 gezahlte Preis über dem damaligen Marktpreis lag.
***
In den letzten fünf Jahren wurden 700.000 ha von landwirtschaftlichem Boden von Ausländern auf Personen und Gesellschaften eingetragen, die in Argentinein wohnen, bzw. eingetragen sind. Das war eine Folge der Anwendung des Gesetzes 26.737 vom Jahr 2011. Dennoch besitzen Personen, die im Ausland wohnen, sowie Auslandsunternehmen, 15 Mio. ha , was 5,6% des gesamten landwirtschaftlichen Bodens darstellt.
***
Wie die Börse von Rosario berichtet, sind die Verschiffunskosten in den Häfen am Paraná, wo vornehmlich Sojabohne, Sojaöl und -mehl verladen wird, als Folge der Verhaftung des Generalsekretärs der Gewerkschaft der Hafenarbeiter (SOMU), Omar Suarez, die im September 2016 erfolgte, um ca. 40% gesunken, nachdem die Erpressung aufgehört hat, die mit Zusatzzahlungen verbunden war. Da ausserdem die Frachtraten gesunken sind, kostet jetzt der Transport einer Tonne bis China u$s 38, gegen u$s 138 im Jahr 2008.
***
Die Weltbank hat einen Kredit von u$s 125 Mio. genehmigt, der für die Finanzierung von Leitungen für fliessendes Wasser und Umweltsanierung im Nordwesten des Landes bestimmt ist, im Rahmen des sogenannte „Belgrano-Planes“.
***
Kabinettschef Marcos Peña gab vor dem Kongress bekannt, dass die ANSeS, das Amt, das Renten u.a. Sozialleistungen verwaltet, 2016 ein Defizit von $ 146,84 Mrd. aufwies, gegen eines von $ 51,90 Mrd. im Jahr 2015. Bei dieser Rechung ist der Gewinn des Sonderfonds nicht eingeschlossen, auch nicht der Erlös der Weisswaschung. Die Einnahmen der ANSeS bestehen (etwa je zur Hälfte) aus den Beiträgen der Unternehmer, Arbeitnehmer und Selbstständig Tätigen, sowie aus Beteiligungen am Erlös nationaler Steuern.
***
Der Gewinn der ZB ist 2016 auf unter die Hälfte des Vorjahres gefallen. Das ist einmal eine Folge der Tatsache, dass es im ganzen Jahr keinen Abwertungssprung gegeben hat, der einen Pesogewinn bei den Reserven herbeiführt. Ausserdem hat sich die hohe Zinslast der Lebac-Titel ausgewirkt, die die ZB ausgegeben hat. Der Gewinn lag 2016 bei $ 67,45 Mrd., gegen $ 147,12 Mrd. im Vorjahr
***
Die Weisswaschung schwarzer Vermögen läuft an diesem Freitag, dem 31. März 2017, ab. Fachleute rechnen mit einem insgesamt legalisierten Betrag zwischen u$s 120 und u$s 130 Mrd. Die Steuereinnahmen düften dabei umgerechnet über u$s 5 Mrd. liegen. Doch dabei entsteht auch eine sekundäre Wirkung auf die Gewinnsteuer. Die meisten Weisswaschungen, die in der letzten Etappe erfolgten, beziehen sich auf den Kauf von Staatsbonds Global 17 und Bonar 2017
***
Der EMAE-Index, mit dem das Statistische Amt (INDEC) die wirtschaftliche Tätigkeit auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten berechnet, ergab für Januar 2017 eine Zunahme von 1,1% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat, lag jedoch saisonberichtigt um 0,5% unter Dezember 2016. Im Dezember lag der Index auf gleichen Niveau wie ein Jahr zuvor, im November lag er um 1,8% niedriger, im Oktober um 4,7% und im September um 3,4,% unter dem Vorjahr.
***
Die Handelsbilanz wies im Februar ein Defizit von u$s 122 Mio. aus, das sich mit einem Überschuss von u$s 110 Mio. im gleichen Vorjahresmonat vergleicht, hat das INDEC bekanntgegeben. Die Exporte lagen mit u$s 3,88 Mrd. um 6,2% unter dem Vorjahr, mit einer Mengenabnahme von 11,7%, aber einer Preiszunahme von 6,3%. Der Exportrückgang wurde besonders durch niedrige Kfz-Exporte bedingt. Die Importe lagen mit u$s 4,01 Mrd. um 0,6% unter dem Vorjahr, bei einem Mengenrückgang von 7,5% und einer Preiszunahme von 7,4%.
***
Das Arbeitsministerium berichtet, dass im Januar 12,05 Mio. Menschen eine formelle bezahlte Arbeit hatten, 86.993 mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Die Zahl der privaten Arbeitnehmer stieg interanuell um 11.483, die der Einheitssteuerzahler um 5.856, die der Hausangestellten um 1.106 und die der selbstständig Tätigen um 7.585. Hingegen verzeichnet der öffentliche Bereich einen interanuellen Rückgang von 50.642 Personen, was vor allem darauf zurückzuführen ist, das zeitlich befristete Arbeitsverträge abgelaufen und nicht erneuert wurden.
***
Das Handelsekretariat hat eine Korrektur beim System der „transparenten Preise“ verfügt. Der Zinssatz muss bei elektronischen Verkäufen und auch bei der Werbung angegeben werden, wobei jedoch der kleine Einzelhandel ausgeschlossen ist. Es wird jetzt gestattet, beim Verkauf von Waren Raten „ohne Zinsen“ anzubieten, sofern der Barpreis gleich hoch ist und die Zinskosten von den Einzelhändlern oder den Banken getragen werden.
***
Der landesweite Stromverbrauch lag im Februar 2017 um 6,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Stiftung Fundelec. Der Stromkonsum der Haushalte nahm um 6,4% ab, der des Handels um 6,8%, und der der Industrie um 5,2%. Der niedrigere Konsum ist auch dadurch bedingt, dass die Durchscnittstemperatur dieses Jahr 25,4 Grad betrug, gegen 26,1 Grad im Vorjahr. Dennoch wurde am 27. Februar, als die Temperatur auf 40 Grad stieg, ein Rekordverbrauch von 25.628 MW erreicht. In der Bundeshauptstadt und Umgebung verzeichnet Edenor eine interannuelle Abnahme von 6,2% und Edesur eine von 8,9%. Die höchsten Abnahmen fanden in den Provinzen Corrientes (-13%), Santa Fé (-12%), Santiago del Estero, San Juan und Entre Rios (-10%), und Chaco (-9%) statt.
***
Die neue Autobahn Illia, die von der Ausfahrt der „9 de Julio“ nach Norden führt, aber am Elensviertel 31 vorbeigehen soll, statt es zu durchqueren, wurden an eine Verbindung folgender Unternehmen zugeteilt: Panedile, Rovella Carranza, und Supercemento. Die neue Autobahn wird 1.900 Meter lang sein.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Wegen eines Gammelfleischskandals in Brasilien hat die Europäische Union einen Importstopp für Ware aus den betroffenen Unternehmen verhängt. Die EU werde Kontrollen verschärfen, sagte der Ratsvorsitzende, Maltas Premierminister Joseph Muscat. In Brasilien sollen Firmen verdorbenes Fleisch umetikettiert, teilweise gestreckt und mit Chemikalien bearbeitet haben. Gegen 21 unter Verdacht stehende Unternehmen verhängte Brasilien ein Exportverbot - das Land ist größter Exporteur der Welt. Der Importstopp der EU richtet sich gegen das Fleisch betroffener Firmen, das schon unterwegs nach Europa ist. Unter Verdacht stehen unter anderem Geflügel- und Rindfleischfabriken von BRF und JBS, die zu den größten Fleischkonzernen der Welt zählen. China, Chile und Ägypten, die zunächst ihre Märkte ganz geschlossen hatten, lockerten den Importstopp. Wie die EU wollen sie nun nur noch Fleisch aus den 21 im Rahmen der Operation „Carne Fraca“ („Schlechtes Fleisch“) unter Verdacht stehenden Unternehmen abweisen. Allein die Fleischexporte in die EU machten 2016 dem Portal „O Globo“ zufolge u$s 1,75 Mrd. aus. Bisher kam es zu 36 Festnahmen, 1100 Bundespolizisten sind an den Ermittlungen in Brasilien beteiligt. Wegen eines dramatischen Nachfrageinbruchs musste JBS für mehrere Tage an 33 von 36 Produktionsstätten den Betrieb einstellen. (dpa)
***
Ausgerechnet in Venezuela, das Land mit den größten Ölreserven der Welt, geht das Benzin aus. Seit Tagen gibt es täglich länger werdende Schlangen vor den Tankstellen in der Hauptstadt Caracas und in weiteren Städten. Der Vizepräsident des staatlichen Erdölkonzerns PDVSA, Ysmel Serrano, begründete den dramatischen Mangel mit „Verzögerungen bei den Schiffstransporten mit Treibstoff“. Von 290 Tankstellen in Caracas hatten in den vergangenen Tagen nur noch 90 Tankstellen Benzin. Venezuela hat zwar gewaltige Ölreserven, aber zu wenige funktionstüchtige Raffinerien, weshalb große Mengen Benzin importiert werden müssen. Zeitweise musste die Regierung pro Jahr über u$s 10 Mrd. für die Einfuhr und Subventionierung von Benzin ausgeben. Dann ließ Präsident Nicolás Maduro vor einem Jahr die Preise etwas anheben, aber auch heute kostet eine Tankfüllung keine 50 Cent, es sind die billigsten Spritpreise der Welt. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Deutsch-Argentinische Industrie- und Handelskammer
Die deutsch-argentinische Industrie- und Handelskammer hat in ihrer Vorstandssitzung vom Mittwoch Herrn Pablo Di Si, Präsident der lokalen Volkwagen, zum Präsidenten ernannt. In Argentinien geboren, studierte er in den Vereinigten Staaten an verschiedenen Universitäten, am Schluss bei Harvard. Ab 1994 war er bei verschiedenen Unternehmen tätig, bis er 2014 bei VW als Vizepräsident für Finanzen eintrat, und danach im Februar 2016 zum Präsidenten der lokalen Filiale ernannt wurde. Er übernimmt bei der Handelskammer die Nachfolge von Benito Reinier Renfrum (CEO von Hamburg Süd in Argentinien), der Enrique Genzone (von Siemens) ersetzt hatte.
Als Vizepräsidenten der Kammer wurden ernannt: Gustavo Albrecht (Wintershall), Barbara Konner (Geschäftsführerin der Handelskammer), Thomas Leonhardt (Anwaltskanzlei Leonhardt & Dietl) und Guillermo von Bergen (Henkel).
Tecpetrol
Dieses Erdölunternehmen des Techint-Konzerns sieht eine Investition von u$s 2,3 Mrd, in “Vaca Muerta” vor, im Gebiet genannt “Fortín de Piedra”, das 243 qkm. umfasst, wo 1.000 direkte Arbeitsplätze geschaffen werden, zu denen noch 3.000 indirekte (von Zulieferanten u.a.) hinzukommen. Diese bedeutende Investition hat der Vorsitzende des Konzerns, Paolo Rocca, Präsident Mauricio Macri direkt im Regierungsgebäude mitgeteilt. Anwesend waren auch Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren, der Gouverneur von Neuquén, Omar Gutierrez, der Geschäftsführer von Tecpetrol, Carlos Ormachea, und der Generalsekretär der zuständigen Gewerkschaft, Guillermo Pereyra. Tecpetrol schätzt, dass u$s 1,6 Mrd. in der Entwicklung von nicht konventionellen Gasbohrungen und u$s 700 Mio. in Anlagen zur Behandlung und Transport vom Gas investiert werden. Es wird hier mit einer Gasförderung von 10 Mio. cbm täglich gerechnet. Binnen 3 Jahren sollen 150 Bohrungen erfolgen. Drei Bohranlagen sollen schon im Mai eingesetzt werden, und weitere 5 im September. Für Techint bedeutet dieses Projekt auch eine hohe Nachfrage von Stahlröhren, die in ihrer Fabrik Siderca, im Vorort Campana, erzeugt werden. Die Technologie der Erschliessung von Gaslagern dieser Art (genannt “shale Gas”) hat in den letzten Jahren grosse Forschritte gemacht, was in geringeren Kosten zum Ausdruck kommt. Das ist in diesem Fall sehr wichtig, weil das Lager in ca. 3.000 Metern Tiefe liegt, gegen nur 1.000 Meter bei Lagern dieser Art in den USA.
Moño Azul
Dieses traditionelle Obstunternehmen, das Äpfel und Birnen verpackt und kalt lagert, und dann weiter liefert, mit Anlage in General Roca, Provinz Rio Negro, hat geschlossen und die letzten 30 Arbeitnehmer entlassen. Die Schliessung umfasst auch die Anlagen in Villa Regina, Centenario und Vista Alegre Norte. Ende 2016 hatte die andere grosse Obstanlage in der Gegend, die belgische Expofrut schon geschlossen und 260 Arbeiter entlassen. Diese beiden Fälle zeugen von der tiefen Krise, in der sich der Anbau von Äpfeln befindet, nachdem Brasilien und Russland die Importe drastisch gekürzt haben.
Ingenio Concepción
Dieses grosse Zuckerunternehmen von Tucumán, mit der grössten Fabrik der Provinz und der zweitgrössten im Land, war 2005 von den ursprünglichen Besitzern, der Familie Paz, an das Chemieunternehmen Atanor verkauft worden, das dem US-Unternehmer Albaugh gehört. Jetzt hat dieser beschlossen, aus der Zuckerindustrie auszusteigen. Nachdem er schon eine kleinere Fabrik verkauft hat (Marapa), hat er jetzt Concepción an Emilio Luque verkauft, der in Tucumán Supermärkte betreibt. Die Zuckerfabrik hat 2016 317.000 Tonnen Zucker (20% der Produktion von Tucumán) mit einer Belegschaft von 1.200 Personen erzeugt. Auch die Firma Ledesma, kontrolliert von der Familie Blaquier, mit Zucker- und Papierfabrik in Jujuy, hatte eine Angebot für Concepción vorgelegt, wurde jedoch von Luque überboten.
Ball Corporation
Diese US-Firma hat eine Investition von u$s 11 Mio. angekündigt, die für die Erweiterung der Kapazität ihrer Fabrik von Aluminiumbehältern für Getränke im Vorort Burzaco um 60% bestimmt ist, zu der noch eine Erweiterung des Lagerraums kommt.
Wirtschaftsübersicht
Die Ungeduld nimmt zu, der Aufschwung lässt auf sich warten
Präsident Mauricio Macri hatte bei Antritt der Präsidentschaft am 10. Dezember 2015 erwartet, dass die gedrückte wirtschaftliche Lage bald überwunden werden würde, einfach als Folge der Tatsache, dass vernünftig gewirtschaftet, die Megakorruption der Kirchners beseitigt, die finanziellen Konflikte mit den Holdouts geregelt, die Beziehungen zur Welt normalisiert, und die Unternehmer eine positive Entwicklung vorwegnehmen und hohe Investitionen durchführen würden. Es kam jedoch nicht so: Die Rezession vertiefte sich, die Inflation stieg, die hohen Investitionen blieben zunächst aus und die sozialen Konflikte vermehrten sich.
Macri hat dies zunächst als normal hingenommen, ist jedoch in letzter Zeit ungeduldig geworden. Denn er steht vor Wahlen in sieben Monaten (also politisch gesehen, morgen), die entscheidend für ihn sind. Und dabei tauchen auch Zweifel auf, ob nicht Fehler bei der Wirtschaftspolitik begangen worden seien, eventuell grundsätzliche, und eine längere Periode der Stagnation droht, eventuell mit Wellen wie in den letzten fünf Jahren. Das Gespenst der sekulären Stagnation, von der Keynes während der tiefen Krise der 30er-Jahre des vorigen Jahrhunderts sprach, kommt hier auf. Er widersprach damals der klassischen These, dass eine Rezession die Kräfte schaffe, die zu einer neuen Aufschwungphase führen, und behauptete, die Rezession lähme den Konsum und die Investitionen, und das führe zu einer Vertiefung statt eine Überwindung derselben.
Bei dieser Konstellation sollte an erster Stelle die Rückkehr zum populistischen Kirchner-Konzept vermieden werden, kurzfristige Erfolge auf Kosten langfristiger Schäden zu erhalten. Und dann sollte das Vertrauen in die Faktoren nicht aufgegeben werden, von denen ein unmittelbarer Konjunkturimpuls erwartet wird. Halten wir fest:
- Dieses Jahr wird eine Rekordernte von Getreide und Ölsaat erwartet, die Präsident Macri auf 130 Mio. Tonnen veranschlagt hat, andere auf höchstens 125 Mio., die jedoch auf alle Fälle um 10% bis 15% über dem Vorjahr liegen wird. Die hohe Weizenernte von 18,3 Mio. Tonnen, etwa doppelt so viel wie im Vorjahr, ist schon weitgehend verkauft worden, so dass Geld in die Taschen der Landwirte strömt und eine höhere Nachfrage nach allerlei Waren und Dienstleistungen schafft. Bald kommt die Maisernte dazu, und danach Sojabohne u.a. Arten. Bis Mitte 2017 sollte dies sich zunehmend auf die ganze Wirtschaft auswirken.
- Auch von der Rinderwirtschaft wird ein Impuls erwartet, mit einem höheren Angebot und viel höheren Exporten, die jetzt noch durch die brasilianische Fleischkrise neue Möglichkeiten erhalten.
- Die Staatsinvestitionen sind stark gestiegen. Im ersten Bimester 2017 haben die Bundesregierung, die Provinzregierung und die Gemeinden öffentliche Bauten für $ 30 Mrd. ausgeschrieben, 242% über der gleichen Vorjahresperiode. Dies hat eine private Consulting-Firma, aber nicht die Regierung, mitgeteilt. Merkwürdig. Nachdem die Regierung zunächst den großen Fehler beging, sämtliche öffentliche Infrastrukturinvestitionen stillzulegen, wird dies in den letzten Monaten aufgeholt. Aber es dauert einige Zeit, bis sich dies in Form einer stark gestiegenen Beschäftigung und einer höheren Nachfrage nach Zement u.a. Baumaterialien auswirkt. Nur bei Asphalt ist sofort ein Nachfragesprung eingetreten. Gewiss musste die Macri-Regierung zunächst die einzelnen Zuschläge durchkämmen, um Überpreise auszumerzen und die Projekte zu verbessern. Doch die Objekte, bei denen der Bau schon fortgeschritten war, hätten beschleunigt weitergeführt werden können, und andere, wie das Kraftwerk Chihuido, in Neuquén, das mit einer russischen Finanzierung von 85% des Bauwertes zählte, hätten sofort in Angriff genommen werden sollen. Chihuido ist immer noch nicht begonnen worden, und die russische Bank hat den Kredit inzwischen auf 30% verringert. Dass der von Macri ernannte Bautensekretär vor kurzem zum Rücktritt gezwungen wurde, weist darauf hin, dass er schlechte Arbeit geleistet und Macri nicht mit ihm zufrieden war. Wir sind es auch nicht, eben weil er es nicht verstanden hat, einige Objekte sofort zu beginnen oder weiterzuführen. Dennoch ist es auffallend, dass Macri als Bauingenieur und Bauunternehmer hier nicht sofort direkt eingegriffen hat.
- Ein Konjunkturimpuls wird auch aus den Lohnerhöhungen erwartet, die nach den Lohnverhandlungen, die schon begonnen haben, eintritt. Hier muss man jedoch vorsichtig sein. Wenn diese Erhöhungen mäßig sind und zum größten Teil schon von den Unternehmen bei ihrer Kalkulation berücksichtigt worden sind, dann dürfte die erwartete Wirkung eintreten. Wenn sie jedoch zu hoch sind, dann bringt dies einen neuen Inflationsimpuls mit sich, der die höhere nominelle Nachfrage zunichte macht und gegen die Erholung wirkt.
- Die erfolgreiche Weißwaschung schwarzer Vermögen, die schon in einer gestiegenen Nachfrage nach Wohnungen zum Ausdruck gekommen ist, aber auch zu Investitionen führen sollte, die vorher nicht durchgeführt werden konnten, weil das Geld dafür schwarz war, wird sich zunehmend auswirken.
- Die erwarteten Investitionen kommen nach und nach in Gang. Der Techint-Konzern investiert unmittelbar u$s 2,3 Mio. zwecks Gasförderung im Gebiet von Vaca Muerta, und das ist keine Kleinigkeit. Auf dem Gebiet der Windkraftwerke bestehen mehrere Investitionsprojekte, und die Speiseölindustrie hat, für Fabrikanlagen und Häfen, Investitionen von u$s 1,7 Mio. angekündigt. Hinzu kommen noch viele kleinere Investitionen, und auch viele in der Landwirtschaft, was u.a. im stark gestiegene Kauf von Traktoren, Saat- und Erntemaschinen u.a. Dingen zum Ausdruck kommt. Auch beim Bergbau gibt es Investitionen. Vizepräsidentin Gabriela Michetti berichtete bei ihrer Australien-Reise über eine Investition von u$s 720 Mio. und eine andere von u$s 160 Mio. zur Ausbeutung von Lithium in Jujuy. All dies wirkt sich nach und nach zunehmend auf die Konjunktur aus.
Abgesehen von diesen spezifischen Faktoren erfolgt die Konjunkturerholung auch, wie es die klassische Wirtschaftstheorie darstellt, als Folge der Reaktion der Unternehmen auf die Rezession. Dabei wurden Kosten auf breiter Ebene gesenkt und die Effizienz allgemein erhöht, was gegenwärtig besonders durch Einführung von Computertechnologie und Automatisierung erfolgt. Das bedeutet im Endeffekt, dass viele Unternehmen ihre Preise real senken, also unter der allgemeinen Inflation erhöhen, was zu einer höheren Mengennachfrage führt. Auch müssen bei einem Aufschwung die Lagerbestände wieder aufgestockt werden, was eine zusätzliche Nachfrage mit sich bringt.
Gewiss wirken Massenkundgebungen, Verkehrsunterbrechungen und Streiks störend auf die Wirtschaft. Doch objektiv ist die Wirkung gering, und die Regierung sollte sich bemühen, dies zu erklären, um die Gemüter zu beruhigen. Ebenfalls sind einzelne Krisenerscheinungen, wie der Produktion von Äpfeln im Tal des Rio Negro und der Yerba Mate in Misiones, noch nicht überwunden. Bei der Industrie ist die Lage allgemein schlecht, wobei in mehreren Fällen (Bekleidung, Schuhe u.a.) noch die hohen Importe hinzukommen, die lokale Fabrikanten schädigen. Das Produktionsministerium arbeitet intensiv an Einzelmaßnahmen, die helfen sollen, Probleme dieser Art zu überwinden. Aber die Wirkung ist nicht unmittelbar.
In diesem Sinn sei auch das Projekt über Bevorzugung lokaler Lieferanten bei Käufen des Staates erwähnt (“compre nacional”), dem Macri schon zugesagt hat, und das jetzt in Einzelheiten mit Oppositionsabgeordneten besprochen wird. Über den Inhalt wurde jedoch noch nichts bekannt, auch nicht wie weit sich das neue System von denen der Vergangenheit unterscheidet: das “compre argentino”, vom Jahr 1963, als José. A Martinez de Hoz unter Präsident José María Guido zum ersten Mal Wirtschaftsminister war, und das “compre nacional”, vom Jahr 1970, als Aldo Ferrer unter Präsident Roberto Levingston Minister war. Der Fall ist jetzt technisch schwieriger, nachdem Argentinien sich der Welthandelsorganisation angeschlossen hat, die damals nicht bestand, und somit die Grundregeln eines offenen Welthandels einhalten muss.
Was jedoch in Wirklichkeit am meisten störend wirkt, ist die Erbschaft der Kirchner-Regierungen: die zu hohe Staatsquote und die damit zusammenhängende erdrückende Steuerbelastung und das hohe Defizit der Staatsfinanzen. Auf diesem Gebiet wurde bisher wenig erreicht, und es besteht jetzt die Gefahr, dass die effektive Erhöhung der öffentlichen Investitionen die Staatsfinanzen noch stärker belastet und das Defizit erhöht, was dann auch den Rhythmus der monetären Expansion, der mit gegenwärtig etwa 35% jährlich schon gefährlich hoch ist, weiter in die Höhe treibt, so dass die Inflation von der monetären Seite angespornt wird. Dieses Problem kann nicht unmittelbar überwunden werden, so dass es eben verwaltet werden muss, damit die Wirkung in konkreten Aspekten verringert wird. Dennoch sollte es ein Programm zur Verringerung der Staatsquote geben, das mittelfristig durchgeführt wird. Jetzt will die Regierung die Konjunktur auch mit mehr Krediten für den Kauf dauerhafter Konsumgüter anregen, und ebenfalls durch günstige Kredite für Eigentumswohnungen. Das hat jedoch gesamthaft eine geringe Wirkung.
Die Regierung weist darauf hin, dass die Rezession schon überwunden wurde. Die zwei letzten Quartale 2016 weisen Zunahmen auf, und das wird technisch als Beginn der Aufschwungphase ausgelegt. Doch die Zunahmen gegenüber den vorangehenden Quartalen sind so gering (+0,1% und +0,5%), und sind auch so ungleich verteilt, dass sie an den meisten Unternehmen vorbeigehen. Man kann eher davon reden, dass die Talsohle erreicht wurde und andauert. Laut Schatzminister Dujovne ergeben vorläufige Zahlen für das erste Quartal 2017 eine Zunahme von 0,9%, was die Aufwärtstendenz leicht beschleunigt.
Gelegentlich dürfte es einen Sprung geben. Das erscheint angesichts der aufgeführten Faktoren unvermeidlich. Ob dies schon im zweiten oder im dritten Quartal 2017 zum Ausdruck kommt, lässt sich nicht sagen. Wichtig ist hier, dass die Regierung die Überzeugung nicht verliert, dass es so kommen wird, und weiter den langfristigen Zielen Vorrang gibt. Denn es geht nicht darum, dass das Bruttoinlandsprodukt dieses Jahr um 3% bis 4% zunimmt, sondern, dass eine Zunahme dieser Größenordnung auf Jahre hinaus beibehalten wird, ohne die großen Schwankungen, die die argentinische Wirtschaftsentwicklung seit jeher gekennzeichnet haben. Und dabei sollte der Akzent auch auf die qualitativen Aspekte der wirtschaftlichen Entwicklung gesetzt werden, wie die Verringerung der Arbeitslosigkeit und der Armut, die Verbesserung der öffentlichen Dienste, Lösungen für das Wohnungsproblem, eine Verbesserung der Erziehung, und eine drastische Verringerung der Kriminalität und des Drogenhandels und -konsums. Auch wenn die Wirtschaft wenig wächst, kann die Qualität des Lebens der Bevölkerung wesentlich verbessert werden.
Wirtschaftsübersicht
Die Förderung der Eigentumswohnung
Präsident Macri verleiht dem Zugang zur eigenen Wohnung besondere Bedeutung, und das soll in den kommenden Wochen zunehmend zum Ausdruck kommen und auch ein Thema des Wahlfeldzuges für die parlamentarischen Wahlen vom Oktober sein. In der Tat hat Argentinien seit Jahrzehnten ein Wohnungsproblem, dem mit einzelnen Maßnahmen und Programmen begegnet wird, aber nicht mit einem langfristigen Programm, das sämtliche Aspekte umfasst. Das soll jetzt angeblich nachgeholt werden.
Einmal besteht ein Wohnungsproblem bei Familien mit niedrigem Einkommen, die in Elendsvierteln oder sonst in sehr prekären Wohnungen unterkommen, oder die zusammengepfercht in ihren Wohnungen leben, die nicht groß genug für die Familie sind. In diesen Fällen hängt die Lösung von der Staatskasse ab, weil diese sozialen Gruppen nicht in der Lage sind, das Geld für den Kauf einer Wohnung oder die Amortisation einer Kreditquote aufzubringen. Sie können bestenfalls mit persönlicher Arbeit zum Bau beitragen, besonders in der Endphase, wenn es um Verputz, Malerei u. dgl. geht. Das hat es in der Vergangenheit schon gegeben, und war auch erfolgreich, wurde aber nicht weitergeführt.
Aber es besteht auch ein Wohnungsproblem beim Mittelstand, vor allem bei Jugendlichen, die eine Wohnung nur mit einem großzügigen Kredit kaufen können und meistens auch dann nur mit Hilfe ihrer Eltern. Diese Kredite, die besonders in den USA, aber auch sonst in fortgeschrittenen Ländern normal sind, gibt es in Argentinien gegenwärtig nur in Ausnahmefällen. Das ist grundsätzlich eine Folge der Inflation. Aber man muss auch berücksichtigen, dass die verfügbaren Mittel in Argentinien gering sind. Die Bankdepositen machen in Argentinien um die 15% des Bruttoinlandsproduktes aus, während es sonst über 50% und in fortgeschrittenen Ländern über 100% sind. Und das beschränkt auch den möglichen Umfang der Hypothekarkredite.
Die Bundesregierung hat jetzt mit den Regierungen der Stadt und der Provinz Buenos Aires vereinbart, dass die drei großen staatlichen Banken (Banco Nación, Banco Ciudad und Banco Provincia de Buenos Aires (BAPRO), Kredite auf bis zu 30 Jahren, statt vorher 20 Jahre (und vor der Macri-Regierung gar nicht) gewähren, zu einem Zinssatz von 3,5% bis 5%, und Indexierung der Quoten gemäß dem UVA-Index der ZB, der sich an den Index der Konsumentenpreise des INDEC hält. Dabei soll sich für Familien mit einem Monatseinkommen von etwa $ 30.000 eine zahlbare Quote ergeben. Das soll auch dadurch erreicht werden, dass die provinzielle Bruttoumsatzsteuer hier abgeschafft wird. Darüber wird mit den Provinzverwaltungen verhandelt. Die Einzelheiten dieser Kredite sind bei den drei Banken unterschiedlich. Angeblich sollen die drei genannten Banken hohe Mittel für diesen Zweck bereitstellen, was bedeutet, dass sie dann weniger für normale Kredite zur Verfügung haben.
Jetzt will die Regierung, dass sich auch andere Banken anschließen. Das ist jedoch nicht so einfach, denn gemäß den goldenen Bankregeln müssten diese Kredite mit Depositen finanziert werden, die mit dem gleichen UVA-Index berichtigt werden, wobei die ZB auch eine Garantie für den Fall einer massiven Abhebung von Depositen stellen müsste. Wie weit die Sparer bereit sind, ihr Geld in diesen indexierten Depositen anzulegen, ist zumindest fragwürdig, nachdem die Kirchners den Preisindex gefälscht haben und dies sich auf den CER-Index übertrug, mit dem Staatstitel wertberichtigt wurden. In der Vorwoche hat ein Richter geurteilt, dass dieser notorisch falsche Index gültig sei, was den Fall noch mehr kompliziert. Die Staatsbanken sollen jetzt angeblich diese Wohnungskredite mit dem Geld aus ihren normalen Depositen erteilen, was ein Risiko beinhaltet, das schließlich der Staat trägt.
In den 90er Jahren wurden Hypothekarkredite in Dollar gewährt, weil es damals auch hohe Dollardepositen gab. Das war logisch, denn der argentinische Sparer zieht allgemein den Dollar dem Peso vor. Doch 2002 wurde dieses System mit der Pesifizierung der Dollarschulden zerstört. Die Schuldner zahlten, in Dollar, schließlich etwa ein Drittel der Schuld, und die Inhaber der Dollardepositen erlitten einen entsprechenden Verlust. Außerdem wurden damals Dollarkredite für Hypotheken verboten, und das verblieb bis heute so. Gegenwärtig haben die Banken einen Überschuss an Dollardepositen, den sie für Wohnungskredite einsetzen könnten. Doch die ZB lässt dies nicht zu. Für die Privatbanken wären Dollarkredite für Wohnungsfinanzierung eine bessere Alternative als indexierte Kredite.
Die Macri-Regierung hat auch das Procrear-Programm der vorangehenden Regierung fortgeführt, das eine Finanzierung für den Bau einer Eigentumswohnung auf einem eigenen Grundstück gestattet. Die Mittel werden von der ANSeS bereitgestellt, also indirekt vom Staat. Doch jetzt will die Regierung beim Bau von sozialen Wohnungen weiter voranschreiten, den Bau, der auf die Provinzen verlagert wurde, wieder direkt übernehmen und mehr Mittel bereitstellen. Wie weit dies bei der prekären Lage der Staatsfinanzen möglich ist, sei vorerst dahingestellt.
In diesem Zusammenhang soll auch die Reglementierung geändert werden, so dass auch vorfabrizierte Wohnungen, ebenfalls solche aus Holz, in das Programm aufgenommen werden. Wie die Zeitung “Clarín” berichtet, richtet gegenwärtig ein chinesisches Unternehmen eine Fabrik für vorfabrizierte Wohnungen ein. Die Kosten pro Quadratmeter sinken dabei auf nur u$s 600, gegen über u$s 1000 beim traditionellen Bau. Das bedeutet, dass mit dem gleichen Geld fast doppelt so viele Wohnungen gebaut werden können. Hier sei bemerkt, dass auch beim traditionellen Wohnungsbau mit guter Planung, gesicherter Finanzierung und vorfabrizierten Teilen (wie Wänden) eine erhebliche Kostenersparnis erreicht werden kann.
Damit das System mit vorfabrizierten Wohnungen funktioniert, muss der Staat einen langfristigen Vertrag mit dem Unternehmen abschließen, das sie liefert, und ihn dann auch einhalten, besonders was die Zahlungen betrifft. Vor Jahrzehnten gab es schon Initiativen dieser Art, die gescheitert sind, weil der Staat seine Verpflichtungen nicht erfüllte. Das Grundproblem in Argentinien ist eben, dass der Staat ein fauler Vertragspartner ist und dabei bestimmte Funktionen nicht erfüllt, die ihm zufallen. Dieses Verhalten zu ändern, ist gewiss nicht einfach und wird auf alle Fälle eine gewisse Zeit beanspruchen.